
REDEKER 
I 
SELLNER

r-:ra-.'
lhrn

REDEKER SELLNER DAHS I Postfach r3 64 | D-s30?3 Bonn

Landgericht Köln I 3

Luxemburger Straße l0l i ii*,
50939 Köln

Bonn, den 25. Januar 2013 Reg.-Nr.: 67102687-12 LDG/vo/cflO0033

In dem Rechtsstreit

RWE Power AG Jörg Bergstedt

- 24 0 392/12 -

nehmen wir in Ergänzung unseres Schriftsatzes vom 07.01.2013 zu dem zwi-

schenzeitlich hier eingegangen weiteren Schriftsatz des Beklagten vom

02.0T.2013 der guten Ordnung halber noch wie folgt Stellung:

L

Der Beklagte vertritt offenbar tatsächlich die Auffassung, dass die Klägerin es

stets zu dulden habe, wenn es Aktivisten wie dem Beklagten beliebt, die zu ih-

rem Betriebsgelände gehörenden Gleisanlagen zu blockieren. Der Beklagte be-

gründet dies mit einer angeblich bestehenden unmittelbaren Grundrechtsbindung

der Klägerin.

Mit Schriftsatz vom 07 .01.2013 ist bereits umfangreich dazu vorgetragen wor-

den, dass eine unmittelbare Grundrechtsbindung der Klägerin nicht besteht. Aber

selbst wenn eine solche vorläge, könnte dies - gerade vor dem Hintergrund der
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von dem Beklagten immer wieder zitierten sogenannten Fraport-Entscheidung des Bundes-

verfassungsgerichts - nicht die unstreitige Blockadeaktion des Beklagten rechtfertigen. Dies

aus mehreren Gründen:

Bereits in der Klageschrift und im Schrifts atz vom 07 .01.2013 (dort Blatt 7) ist bereits

ausführlich erläutert worden, dass nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-

richts der Schutzbereich des Artikel 8 Grundgesetzbei der vorliegenden Gleisblockade

schon gar nicht eröffnet ist, da die Versammlungsfreiheit nur eine geistige Auseinander-

setzung garantiert, nicht aber die Ausübung zielgerichteten Zwanges.

Darüber hinaus ist der Schutzbereich des Artikel 8 Grundgesetzauch schon deshalb

nicht eröffnet, da - auch ausdrücklich nach der Fraport-Entscheidung - im Rahmen des

Schutzbereichs des Artikel 8 kein Zutrittsrecht zu beliebigen Orten besteht (vgl. BVer-

fGE 128, 226 ff. Rn. 65). So gibt es etwa ausdrücklich kein Zugriffsrecht zu solchen Or-

ten, die der Öffentlichkeit nicht allgemeinzugänglich sind oder zu denen schon den äu-

ßeren Umständen nach nur zu bestimmten ZweckenZuganggewährt wird (vgl. BVerfG

E, a.a.O.). So heißt es wörtlich in der vorzitierten Entscheidung des Bundesverfas-

sungsgerichts:

,,Orte allgemeinen kommunikativen Verkehrs, die neben
dem öffentlichen Straßenraum für die Durchführung von
Versammlungen in Anspruch genommen werden können,
sind zunächst nur solche, die der Offentlichkeit allgemein
geöffnet und zugänglich sind. (...) Zum anderen beant-
wortet sich die Frage, ob ein solcher außerhalb öffentli-
cher Straßen, Wege und Plätze liegender Ort als ein öf-
fentlicher Kommunikationsraum zu beurteilen ist, nach
dem Leitbild des öffentlichen Forums. (...) Dies ist
dadurch charakterisiert, dass auf ihm eine Vielzahl von
verschiedenen Tätigkeiten und Anliegen verfolgt wer-
den kann und hierdurch ein vielseitiges und offenes
Kommunikationsgefl echt entsteht."

Abzugrenzen ist dies von Stätten die der Allgemeinheit ihren äußeren Umständen nach nur zu

ganz bestimmten Zwecken zur Verfi.igung stehen und entsprechend ausgestaltet sind. Wenn

Orte in tatsächlicher Hinsicht ausschließlich oder ganz überwiegend nur einer bestimmten

Funktion dienen, kann in ihnen - außerhalb privater Nutzungsrechte - die Durchfi.ihrung von

Versammlungen nach Artikel 8 Abs. 1 Grundgesetz nicht begehrt werden (vgl. BVerfG E,

a.a.O. Rn.69,70).
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Bei der zum Betriebsgelände der Klägerin gehöhrenden Gleisanlage, deren Betreten der Of-

fentlichkeit gerade nach $g 35-37 BV-NSB verboten ist, handelt es sich ersichtlich nicht um

einen solchen öffentlichen Kommunikationsraum im Sinne der Rechtsprechung des Bundes-

verfassungsgerichts. Auf den Gleisanlagen wird weder,,flaniert", noch verweilt, noch entste-

hen hier zwischenmenschliche Begegnungen. Vielmehr stellt - gerade nach der Rechtspre-

chung des Bundesverfassungsgerichts (NJW 1998, 31 14) das Betreten von Eisenbahnanlagen

einen Verstoß gegen die öffentliche Sicherheit dar.

II.

Hinzu tritt, dass die Behauptungen des Beklagten, bei der RWE AG handele es sich um ein

von der öffentlichen Hand beherrschtes gemischt-wirtschaftliches Unternehmen, da eine

Sperrminorität von Anteilseignern der öffentlichen Hand bestehe, spätestens seit der Kapital-

erhöhung der RWE AG im Jahre 2011 schlicht falsch sind. Der Anteil der kommunalen An-

teilseigner liegt unterhalb von 25 %.

III.

Demgemäß kann auch nach dem weiteren Schriftsatz des Beklagten vom 02.01.2013 kein

vernünftiger Zweifel daran bestehen, dass der Klägerin gegen den Beklagten ein Anspruch auf

Unterlassung der streitgegenständlichen Blockadeaktion zusteht.

(Alexander Leidig)

Rechtsanwalt

Verteiler

Gericht 3-fach
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